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Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle 

aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr); Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 14. April 2021 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, den Änderungsent-

wurf zur obengenannten Verordnung zu prüfen und dazu Stellung zu nehmen.  

Wir danken Ihnen für diese Möglichkeit und teilen Ihnen mit, dass wir die neue Verordnung sehr be-

grüssen und dem vorgelegten Entwurf vorbehaltslos zustimmen.  

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Stephan Attiger 

Landammann 

Urs Meier 

Staatsschreiber i.V. 

Kopie 

• ehra@bj.admin.ch 
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Appenzell, 10. Juni 2021 

Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und 
Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 14. April 2021 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur Ver-
ordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle 
aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit zukommen lassen. 

Die Standeskommission hat die Unterlagen geprüft. Sie unterstützt die Vorlage. Diese setzt 
den vom Parlament erlassenen indirekten Gegenvorschlag zur abgelehnten Volksinitiative 
«Für verantwortungsvolle Unternehmen - zum Schutz von Mensch und Umwelt» um. Um in-
ternational möglichst gleiche Standards umzusetzen, orientiert sich die Vorlage an der ent-
sprechenden EU-Verordnung. Die Harmonisierungsbestrebung in diesem Bereich wird be-
grüsst. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
Der schreiber: 

Zur Kenntnis an: 
- Volkswirtschaftsdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse 2, 9050 Appenzell 
- Ständerat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 
- Nationalrat Thomas Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch) 
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Herisau, 2. Juli 2021 

Eidg. Vernehmlassung; Gesetzesbestimmungen für einen besseren Schutz von Mensch und 

Umwelt; Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien 

und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 14. April 2021 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeide-

partement (EJPD) eingeladen, zum Entwurf der Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den 

Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTR) bis 14. Juli 2021 Stellung 

zu nehmen. 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Er begrüsst die Regelung über die Sorgfalts- und Berichterstattungspflicht in den Bereichen Konfliktmineralien 

und Kinderarbeit. Die Festlegung der Anwendungsbereiche für die betroffenen Unternehmen erachtet er als 

richtig. 

Da die Sorgfalts- und Berichterstattungspflicht mit einem erheblichen administrativen und organisatorischen 

Aufwand verbunden ist, erachtet der Regierungsrat die Entlastung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) 

unter bestimmten Voraussetzungen als konsequent und unabdingbar. Die entsprechenden Grössenkritieren 

sind aus Sicht des Regierungsrates verhältnismässig. 

Ebenfalls wird begrüsst, dass Unternehmen von der Berichterstattungspflicht entbunden werden, wenn sie 

dokumentieren können, dass die Länder, aus denen sie Produkte oder Dienstleistungen beziehen, geringe 

Risiken im Bereich Kinderarbeit aufweisen. 

Seite 112 
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Appenzell Ausserrhoden 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

im Auftrag des Regierungsrates 

i~:~ 
Thomas Frey, Ratschreiber-Stv. 
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RRB Nr.: 	 772/2021  

Direktion: 	 Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 

Klassifizierung: 	Nicht klassifiziert 

Vernehmlassung  des  Bundes: Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz  in den  Berei- 
chen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr) 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Gelegenheit zur Stellungnahme.  Er  hat dazu folgende Rückmel-

dungen: 

Wie  der  Bundesrat und  die  beiden nationalen Parlamentskammern, begrüsste  der  Regierungsrat  des  

Kantons Bern im Vorfeld  der  Volksabstimmung zur  Initiative  «Für verantwortungsvolle Unternehmen» 

(Konzernverantwortungsinitiative) einen indirekten Gegenvorschlag. 

Das Bundesparlament hat  den  konkreten Geltungsbereich  der  Regelungen zum indirekten Gegenvor-

schlag im Wesentlichen  an den  Bundesrat delegiert. Dieser hat diesen Geltungsbereich nun so ausge-

staltet, dass ein sehr grosser Kreis  von  Unternehmen  von der  Sorgfalts- und Berichterstattungspflicht be-

freit wird.  

Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern nimmt  dies  mit Bedauern zur Kenntnis. Einerseits wird damit  die  

Wirkung  des  indirekten Gegenvorschlags verwässert. Andererseits wird ein Anliegen, dem  national  im-

merhin eine knappe Mehrheit  von  rund  51  Prozent  der  Stimmbevölkerung zugestimmt hat, nicht wirklich 

Rechnung getragen. Im Kanton Bern haben  54.6  Prozent  der  Stimmberechtigten  der Initiative  zuge-

stimmt. 
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Letztlich darf nicht vergessen werden, dass  die  Vorlage bundesweit nur dank dem fehlenden Stände-

mehr  an der  Urne gescheitert ist. Wenn  der  indirekte Gegenvorschlag nun dermassen viele Ausnah-

meregelungen und Schlupflöcher enthält, ist zu befürchten, dass  in  absehbarer Zeit eine neue radikale 
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Kanton Bern 	 Stellungnahme  des  Kantons Bern  

Canton de Berne  

Vorlage zur Abstimmung kommen dürfte. Je nach aktueller öffentlicher Debatte, könnte eine solche dann 

durchaus auch erfolgreich sein.  

Der  Regierungsrat möchte betonen, dass grundsätzlich Ausnahmen  von der  Regel bei solchen Regel-

werken eng auszugestalten sind. 

Störend ist insbesondere, dass Unternehmen deutlich weniger exakt prüfen müssen, ob sie  von der  

Sorgfaltspflicht befreit sind, als  dies  bei  international  geforderter Sorgfaltspflicht  der  Fall wäre.  Die  Unter-

nehmen werden jedoch nicht nur weitgehend  von der  Sorgfaltspflicht entbunden, sondern auch  von der  

Berichterstattungspflicht darüber, wieso ihre Befreiung gerechtfertigt sein soll. 

Damit ermöglicht  die  Verordnung  den  Unternehmen sich nach eigenem Gutdünken  der  Sorgfaltspflicht und  

der  öffentlichen Rechenschaft zu entziehen. Damit wird  der  indirekte Gegenvorschlag weitgehend wir-

kungslos. 

Antrag  

Der  Regierungsrat beantragt deshalb eine Überarbeitung  des  indirekten Gegenvorschlags mit dem Ziel, 

dass dieser verbindlicher und damit auch wirkungsvoll wird. Nur so wird dem Anliegen einer knappen 

Bevölkerungsmehrheit Rechnung getragen.  

Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  

Beatrice Simon Simon  

Regierungspräsidentin 

Christoph  Auer  

Staatsschreiber 

Verteiler 

— Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
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Liestal, 22. Juni 2021

VGD/StaFö/TS

Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Me-
talle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr), Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Keller-Sutter
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 14. April 2021haben Sie'uns eingeladen, im Rahmen der Vernehmlassung be-
treffend Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Me-
talle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr) Stellung zu nehmen

Die Volksinitiative <Für verantwortungsvolle Unternehmen - zum Schutz von Mensch und Um-
welt> wurde abgelehnt. Unter dem Vorbehalt des Referendums tritt nun der indirekte Gegenvor-
schlag in Kraft, welcher Delegationsnormen enthält. Der vorliegende Entwurf der VSoTr regelt im
Rahmen dieser Delegationsnormen die Sorgfalts- und Berichterstattungspflicht im Bereich Minera-
lien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit.

Wir geben lhnen gerne folgende Rückmeldung dazu:

Defi nition Ki nderarbeit
ln der VSoTr wird das ILO-lOE Child Labour Guidance Tool for Business herangezogen (siehe
VSoTr Art. 6 und 8). Es beschreibt Kinderarbeit als Tätigkeiten, die Kindern ihre Kindheit, ihr Po-
tenzial und ihre Würde nimmt, die schädlich sind für ihre körperliche oder geistige Entwicklung und
sie im Zugang zu ihrer rechtmässigen Schulbildung beeinträchtigt. Dies ist eine breitere Definition
als diejenige der |LO-Konventionen 138 und 182, welche nur die schlimmsten Formen von Kinder-
arbeit verbietet. Wir empfehlen, die Definition von Kinderarbeit im erläuternden Bericht anzupas-
sen (S. 9) und die breitere Definition vom ILO-IOE Child Labour Guidance Toolfor Business zu
übernehmen. Der erläuternde Bericht fokussiert bisher nur auf die ILO-Konventionen 138 und 182.

Sorgfaltspflichten / Sorgfaltsprüfung im Bereich der Kinderarbeit
Einhaltuno der Sorqfaltspflichten (erläuternder Bericht. Kapitel 1.2.31: Es ist nicht nachvollziehbar,
weshalb eine externe, unabhängige Fachperson prüft, ob die Sorgfaltspflichten bezüglich Minera-
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lien und Metallen eingehalten werden, für die Einhaltung der Sorgfaltspflichten im Bereich der Kin-
derarbeit aber keine externe Prüfung vorgeschrieben wird. Wir beantragen, dass auch im Bereich
der Kinderarbeit eine externe Revision verbindlich vorgesehen ist.

Anaemessene Massnahmen brläuternder Bericht, Kapitel 2.5: VSoTr Art. I Lieferkettenpolitik im
Bereich Knderarbeit, BsL dl: Bei Hinweisen auf Kinderarbeit müssen angemessene Massnahmen,
d. h. zumutbare Massnahmen getroffen werden. Was ist mit <zumutbaren Massnahmen) ge-
meint? Für wen zumutbar? Wir beantragen, dass die <zumutbaren Massnahmen> näher erläutert
werden. Mit Bezug auf die KRK müssten Massnahmen ergriffen werden, die sich an den tatsäch-
lich verursachten Kinderrechtsverletzungen orientieren und diese beseitigen.

Beschwerdemechanismus (VSoTr Art. I Abs. 1 e.l: Analog zum erläuternden Bericht sollte in der
Verordnung nicht von <Bedenken>r gesprochen werden, die angebracht werden können. Aber es
sollte ergänzt werden, dass ein <Beschwerdemechanismus) vorliegen muss, dessen Ausgestal-
tung im erläuternden Bericht beschrieben werden kann. Wir schlagen folgende Beschreibung vor:
<Das Unternehmen sorgt für einen niederschwelligen und nach den Vorgaben der UNO-Leitprinzi-
pien für Wirtschaft und Menschenrechte ausgestalteten Beschwerdemechanismus hinsichtlich Kin-
derarbeit in seiner Lieferkette und sorgt dafür, dass dieser bekannt ist.> (Vgl.
www. skm r. ch/cms/u oload I odf I 1 40522 le oien wirtschaft und menschenrechte.pdf, S 380

Wiederqutmachunq: Die UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte schreiben vor,
dass Unternehmen für von ihnen verursachte Menschenrechtsverletzungen eine Wiedergutma-
chung vorsehen müssen. lm <Nationalen Aktionsplan der Schweiz 2020-2023> weist der Bundes-
rat ebenfalls auf die Wichtigkeit dieses Aspekts der UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte hin. Diese Verpflichtung zur Wiedergutmachung fehlt in der Verordnung. Wir beantra-
gen, dass geprüft wird, wie das Prinzip der Wiedergutmachung in die VSoTr aufgenommen wer-
den könnte.

Ausnahmen von den Sorgfalts- und Berichterstattungspflichten im Bereich Kinderarbeit
(VSoTr Art. 4 und 5)
Aus unserer Sicht dürfen KMUs, die in einem Hochrisikobereich für Kinderarbeit tätig sind, nicht
von den Sorgfalts- und Berichtserstattungspflichten befreit werden, unabhängig von ihren Schwel-
lenwerten gemäss VSoTr Art. 4a-c. Wir beantragen, dass ein Ausschluss alleine auf dem tatsächli-
chen Risiko beruht, ob Kinderarbeit in der Lieferkette vorhanden ist oder vorhanden sein könnte.

Sorgfaltspflichten (VSoTr Art. 7 und 8)
Wie beantragen, dass der Begriff Sorgfaltspflichten in VSoTr Art. 1 definiert wird.

Wir danken lhnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und bitten Sie höflich, unsere Anliegen im
Prozess zu berücksichtigen

ngsvoll
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Dr. Anton Lauber
Regierungspräsident

I
Elisabeth Heer Dietrich
Landschreiberin

Ue, Oiej^;q
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeideparte-
ment (EJPD)

Basel, 22. Juni 2021

Regierungsratsbeschluss vom 22. Juni 2021

Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Me-
talle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr)
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 14. April 2021 haben Sie den Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt einge-
laden, zur Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und
Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr) Stellung zu nehmen.

Der basel-städtische Regierungsrat hat zum Verordnungsentwurf keine Änderungswünsche.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

^^

Beat Jans
Präsident

/i ^M^f^^-
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Fribourg, le 8 juin 2021 

Ordonnance sur les devoirs de diligence et de transparence dans les domaines des 
minerais et métaux provenant de zones de conflit et du travail des enfants (ODiTr) 

Madame la Conseillère fédérale, 

Dans l’affaire susmentionnée, nous nous référons à votre courrier en date du 14 avril 2021 nous in-

vitant à prendre position. La procédure de consultation relative au projet d’ordonnance sur les de-

voirs de diligence et de transparence dans les domaines des minerais et métaux provenant de zones 

de conflit et du travail des enfants a retenu toute notre attention. 

Le Conseil d’Etat prend note de la proposition de mise en œuvre du contre-projet indirect à l’initia-

tive populaire sur les entreprises responsables, qui introduit de nouveaux devoirs de diligence et de 

transparence pour certaines catégories d’entreprises. Il n’a pas de remarques particulières à formuler 

concernant cet objet. 

Par rapport aux dispositions d’exécution et le champ d’application de l’ordonnance, le Conseil 

d’Etat salue les exceptions prévues pour les PME et les entreprises présentant de faibles risques 

dans les domaines concernés. 

En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions d’agréer, Madame la Conseillère fé-

dérale, l’expression de nos respectueuses salutations. 

 

 

 

Au nom du Conseil d’Etat : 

Jean-François Steiert, Président 

 

 

 

 

Danielle Gagnaux-Morel, Chancelière d’Etat 
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REPUBLIQUE ET CANTON DE GENËVE

Eidg Justiz- und
Polizëldepartement

Genëve, le 7 juillet 2021

- 88 Juli 2:21

Le Conseil d’Etat
Dëpartement fëdëral de justice et police
(DFJP)
Madame Karin Keller Sutter
Conseillëre fëdërale
Palais fëdëral ouest
3003 Berne

3408-2021

Concerne : consultation relative ä I'ordonnance sur les devoirs de diligence et de
transparence dans les domaines des minerais et mëtaux provenant de
zones de conflit et du travail des enfants (ODiTr)

Madame la Conseillëre fëdëra Ie,

Votre courrier relatif ä la consultation concernant I'ordonnance sur les devoirs de diligence et
de transparence dans les domaines des minerais et mëtaux provenant de zones de conflit et
du travail des enfants (ODiTr) nous est bien parvenu et son contenu a retenu notre meilleure
attention

En premier lieu, notre Conseil souhaite souligner qu'il est conscient que le maintien de
conditions cadre concurrentielles est indispensable ä la prëservation de la compëtitivitë de la
place ëconomique suisse. Cependant son intëgritë est ëgalement un enjeu essentiel pour
conserver sa renommëe, ainsi que son attractivitë, et c'est la raison pour laquelle nous
attachons une haute importance ä I'application de standards ëlevës au niveau de la
responsabilitë sociale des entreprises.

Par ailleurs, nous relevons l’importance d'un alignement de la lëgËslation suisse avec les
rëglementations internationales en lien avec les principes de responsabilitës sociales des
entreprises, dans Ie but d'assurer une reconnaissance de conformitë et d'ëviter le risque
d'exclusion des entreprises suisses en raison de dispositions lëgales inadaptëes. Ainsi, nous
saluons le fait que Ë’ordonnance se base sur des rëglementations reconnues au niveau
international.

Concernant le devoir de diligence relatif au domaine des minerais et mëtaux provenant de
zones de conflit, nous relevons que la question des seuils est sensible, non seulement
auprës de la sociëtë civile, mais ëgalement auprës des acteurs du commerce de minerais.
Pour exemple, nous relevons que la Fëdëration europëenne des mëtaux prëcieux, qui
compte parmi ses membres des entreprises suisses, souhaite baisser le seuil du volume
d'importation et de transformation de 1’or jusqu'auquel les entreprises sont exemptëes des
devoirs de diligence et de I'obligation de faire un rapport pour des raisons de rëputation.
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Ainsi, nous estimons que la dëfinition des seuils de volume d'importation et de transformation
jusqu'auxquels les entreprises sont exemptëes des devoirs de diligence et de I'obligation de
faire rapport requiert un suivi particulier et doit ëtre rëguliërement adaptëe en tenant compte
des considërations des parties prenantes. Des seuils trop ëlevës exempteraient d'une
analyse de diligence une large partie des minerais importës en Suisse issus des zones de
conflit et mettraient ä mal la rëputation de la place ëconomique suisse.

Par ailleurs, notre Conseil estime que le devoir de diligence et I'obligation de faire un rapport
au sens de I'article 964qLJ'rlq''ies al. 1 du code des obligations (CO) doËt tenir compte de
maniëre adëquate de l’importation et de la transformation de mëtaux recyclës, plus
particuliërement au niveau de I'or. En effet, la difficultë de la tragabilitë de I'or recyclë
pouvant contenir de I'or minier a ëtë relevëe et iI y a un risque certain de contourner I'esprit
de I'ordonnance en acheminant de I'or issu de zones de conflit par le biais de plateformes de
transit

Concernant le devoir de diligence relatif au domaine du travail des enfants, nous regrettons
que ce dernier ne fasse pas I'objet d'une obligation de vërification par un organe indëpendant
ä I'instar de celle dans Ie domaine des minerais et mëtaux.

Finalement, notre Conseil relëve que les rëglementations de rëfërence, comme par exemple
Ie rëglement (UE) 2017/821 ou Ie guide de I’OCDE sur les minerais provenant de zones de
conflit, sont susceptibles d'ëvoluer, ainsi que les dispositions lëgales relatives ä la
responsabilitë sociale des entreprises dans les diffërentes places ëconomiques, afin de tenir
compte des attentes grandissantes de la sociëtë civile. Dans ce contexte, un renvoi statique
aux rëglementations internationales peut se rëvëler problëmatique, la version de l’annëe
indiquëe dans l’ODiTr s’appliquant. Une intëgration dynamique serait nëcessaire.

Si une teIle possibilitë n'est pas envisageable, iI appartiendra au Conseil fëdëral de mener
une veille relative aux dispositions en vigueur et au niveau de la responsabilitë sociale des
entreprises. Ainsi, eIle doit dëvelopper I'ordonnance en fonction de I'ëvolution de la
rëglementation internationale

Comme demandë dans votre courrier du 14 avril 2021, Monsieur Daniel Loeffler, secrëtaire
gënëral adjoint au dëpartement de l’ëconomie et de l’emploi (daniel.loeffler@etat.ge.ch –
022/546 88 09), se tient ä disposition pour tout complëment d’informations sur ce qui
prëcëde

Nous vous remercions de nous avoir consultës et vous prions de croire, Madame la
Conseillëre fëdërale, ä I'assurance de notre considëration distinguëe.

AU NOM DU CONSEIL D'ËTAT

La chanceliëre

MiJhëË Ri&ett
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KANTON
NIDWALDEN

LANDAMMANN UND
REGIERUNGSRAT

Dorfplatz 2, Postfach 1246, 6371 Stans
Telefon 041 6 I 8 79 02, www.nw.ch

CH-6371 Stans, Dorfplatz 2, Postfach 1246, STK

PER E-MAIL
Eidgenössisches Justiz- und Polizeideparte-
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Bundesrätin Karin Keller-Suter
Bundeshaus West
3003 Bern

Telefon 041 61 8 79 02
staatskanzlei@ nw.ch
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Verordnung über Sorgfaltspfllchten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und
Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr). Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 14. April 2021 haben Sie uns eingeladen, zu den Ausführungen im erläu-
ternden Bericht zum Erlass der Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den
Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit Stellung zu neh-
men. Für die Möglichkeit dazu bedanken wir uns und vernehmen uns wie folgt:

Der indirekte Gegenvorschlag enthält zwei Regelungsbereiche:
- erstens sieht er eine Berichterstattungspflicht über nichtfinanzielle Belange vor, und
- zweitens Sorgfalts- und Berichterstattungspflichten in den Bereichen "Konfliktmineralien"

und "Kinderarbeit".

Die Umsetzung dieser Regelungsbereiche hatzur Folge, dass der administrative Aufwand bei
den von der Regelung betroffenen Unternehmen punktuell zunehmen wird. Allerdings sind die
Regeln international und insbesondere mit der Regulierung in der EU abgestimmt. Damit sol-
len allfällige Wettbewerbsnachteile für die betroffenen Unternehmen möglichst vermieden wer-
den. Dem Aufwand steht auch ein Nutzen gegenüber, der allerdings quantitativ nur schwer
abschätzbar ist. Halten sich die Unternehmen an die neuen Bestimmungen, kann dies den
Handel mit bzw. die Bearbeitung von Konfliktmineralien und das Risiko von Kinderarbeit in der
Lieferkette reduzieren. Weiter kann das Risiko für eine Rufschädigung oder eine gesetzliche
Haftung des Unternehmens verringert werden.

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass sich grosse Unternehmen mit Sitz oder Niederlassung
im Ausland bereits aufgrund des ausländischen Rechts an ähnliche Vorgaben halten müssen.
Wird das Unternehmen in einem gleichwertigen Bericht (im Ausland) einbezogen, muss im
Anhang zur Jahresrechnung nur noch angegeben werden, bei welchem anderen Unterneh-
men es einbezogen wurde und es muss diesen Bericht veröffentlichen.

2021.NWSTK.105 1t2



Stans, 15. Juni 2021

Der Regierungsrat des Kantons Nidwalden ist mit der vorliegenden Verordnung über Sorg-
faltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten
sowie Kinderarbeit einverstanden.

Wir danken für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme

Freundliche Grüsse
NAMENS DES REGIERUNGSRA
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Im Namen der Regierung 

c Mächler Dr.  Benedikt  van Spyk 
räsident Staatssekretär 
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Regierung des Kantons St.Gallen 

Regierung des Kantons St. Gallen, Regierungsgebäude, 9001 St.Gallen 

Eidgenössisches Justiz-

 

und Polizeidepartement 
Bundeshaus West 
3003 Bern 

Regierung des Kantons St.Gallen 
Regierungsgebäude 
9001 St.Gallen 
T +41 58 229 74 44 
info.sk@sg.ch 

St.Gallen, 12. Juli 2021 

Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien 
und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr); Vernehmlassungs-
antwort 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Mit Schreiben vom 14. April 2021 laden Sie uns zur Vernehmlassung zur Verordnung 
über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle aus 
Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr) ein. Wir danken für diese Gelegenheit und 
äussern uns gern wie folgt: 

Die vorliegende Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen 
Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit wird begrüsst. Ihr Ziel, 
dass Schweizer Unternehmen die Menschenrechte und Umweltstandards auch im Aus-
land einhalten und damit nachhaltig handeln, ist von grosser Bedeutung. Zudem folgen 
die in der Verordnung vorgesehenen Offenlegungsvorschriften der Entwicklung, dass 
Nachhaltigkeit und nicht-finanzielle Faktoren eine immer grössere Rolle im Bewusstsein 
vieler Menschen einnehmen und damit auch auf Unternehmerseite zunehmend an Bedeu-
tung gewinnen. Ebenfalls positiv hervorzuheben ist, dass der indirekte Gegenvorschlag 
zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Unternehmen — zum Schutz von Mensch und 
Umwelt (Konzernverantwortungsinitiative)» im Gegensatz zur Initiative auf einen Allein-
gang der Schweiz verzichtet und ein international koordiniertes Vorgehen plant. Dass für 
Unternehmen, welche die Vorschriften zur Transparenz und zur Berichterstattung über die 
Sorgfaltsprüfung missachten, eine Busse vorgesehen wird, ist zu begrüssen. 



I I 

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an: 
ehra@bj.admin.ch 
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Vernehmlassung zur Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den
Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Vcrsteherin des Eidgenössischen Justiz- und Polizeideparternentes EJPD hat mit Schreiben
vom 14. April 2021 die Kantone zur Vernehmlassung zur Verordnung über Sorgfaltspflichten und
Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit
(VSoTr) eingeladen. Dazu nehmen wir gerne wie folgt Stellung.

Als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative "Für verantwortungsvolle Unternehmen zum
Schutz von Mensch und Umwelt" hat das eidgenössische Parlament im Obligationenrecht OR
eine Ergänzung des Aktienrechts beschlossen. Dabei handelt es sich um die Berichterstattungs-
pflicht über nichtfinanzielle Belange sowie die Sorgfalts- und Berichterstattungspflichten in den
Bereichen " Konfliktmineralien'’ und " Kinderarbeit"

In den DeËegationsnormen zum Bereich der Konfliktmineralien und der Kinderarbeit wird der
Bundesrat beauftragt Umsetzungsnormen zu erlassen. Mit der vorgeschlagenen Verordnung
über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle aus Konflikt-
gebieten sowie Kinderarbeit (VSoTr) setzt der Bundesrat diesen Auftrag um.

Wir sind mit der vorgeschlagenen Verordnung einverstanden. Zu den einzelnen Bestimmungen
haben wir keine Anmerkungen. Wir nehmen mit Befriedigung zur Kenntnis. dass die neuen Re-
gelungen keine personellen Auswirkungen auf die Kantone haben. Der zusätzliche administra-
tive Aufwand für die Unternehmen scheint uns vertretbar zu sein. Da die Regelungen mit der EU
abgestimmt sind, sollte daraus kein Wettbewerbsnachteil für die Schweizer Wirtschaft erwach-
sen
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Für die Möglichkeit, eine Stellungnahme abgeben zu dürfen, bedanken wir uns.

Mit freundlichen Grüssen

REGIERUNGSRATESEN DES

r

dammann
Andreas Eng
Staatsschreiber
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

 

Eidgenössisches 
Justiz und Polizeidepartement (EJPD) 
Frau Karin Keller-Sutter 
Bundesrätin 
3003 Bern 

  

Frauenfeld, 29. Juni 2021 
404 

Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien 
und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit 

Vernehmlassung 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf für eine Verord-
nung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle 
aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VSoTR). Nach Prüfung dieses Verordnungs-
entwurfs können wir Ihnen mitteilen, dass wir damit einverstanden sind. 

Mit freundlichen Grüssen 

Die Präsidentin des Regierungsrates 

1-101/4•00.,‘ 

Der Staatsschreiber 

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
1+41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54 
www.tg.ch  
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Consiglio di Stato 
Piazza Governo 6 
Casella postale 2170 
6501 Bellinzona 
telefono  +41 91 814 41 11 
fax +41 91 814 44 35 
e-mail can@ti.ch 
web www.ti.ch 
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Ticino 

 
 

 
 

 

    

 

Il Consiglio di Stato 

 
Dipartimento federale di giustizia 
e polizia (DEGP) 
3003 Berna 

 
 Invio per posta elettronica: 
 ehra@bj.admin.ch  
  
 
 
Procedura di consultazione – Ordinanza federale relativa agli obblighi di diligenza 
e trasparenza in relazione a minerali e metalli di zone di conflitto e al lavoro minorile 
(ODiT) 
 
 
Gentili Signore, 
egregi Signori, 
 
vi ringraziamo per l’invito a prendere posizione in merito alla consultazione in oggetto. 
 
A tale proposito vi informiamo che non abbiamo particolari osservazioni da formularvi sui 
contenuti della nuova ordinanza, che salutiamo favorevolmente. 
 
Ringraziandovi per la preziosa opportunità accordata di esprimerci in materia, vogliate 
gradire, gentili Signore ed egregi Signori, l’espressione della nostra stima. 
 
 

PER IL CONSIGLIO DI STATO 
 
 Il Presidente Il Cancelliere 
 
 
 Manuele Bertoli Arnoldo Coduri 
 
 
 
Copia a: 
- Consiglio di Stato (di-dir@ti.ch; dss-dir@ti.ch; decs-dir@ti.ch; dt-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; can-sc@ti.ch); 
- Divisione dell'economia (dfe-de@ti.ch); 
- Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch); 
- Pubblicazione in internet. 

mailto:can@ti.ch
mailto:ehra@bj.admin.ch
mailto:dt-dir@ti.ch
mailto:can-sc@ti.ch
mailto:dfe-de@ti.ch
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Madame la Conseillère fédérale 
Karin Keller-Sutter 
Cheffe du Département fédéral de justice et 
police 
Palais fédéral ouest 
3003  Berne 
 
Par courrier électronique à : 
ehra@bj.admin.ch 
(une version Word et une version PDF) 

 

 
 
 
 
Réf. : 21_COU_4992  Lausanne, le 14 juillet 2021 
 
 
 
 
Consultation fédérale - Ordonnance sur les devoirs de diligence et de transparence dans 
les domaines des minerais et métaux provenant de zones de conflit et du travail des enfants 
(ODiTr) 

 
 
 
Madame la Conseillère fédérale, 
 
En date du 14 avril 2021, vous avez fait parvenir à la Chancellerie d’Etat le projet d’ordonnance 
citée en titre pour consultation, ce dont nous vous remercions. 
 
Au mois de novembre 2020, le contre-projet indirect à l’initiative populaire « Entreprises 
responsables – pour protéger l’être humain et l’environnement » adopté par l’Assemblée fédérale 
s’est imposé au détriment de l’initiative. Il s’agit maintenant de le mettre en œuvre par le biais d’une 
ordonnance qui fait l’objet de la présente consultation. En préambule, le Conseil d’Etat souhaite 
rappeler qu’une large majorité de la population vaudoise a adopté l’initiative (59.8%). 
 

L’Ordonnance sur les devoirs de diligence et de transparence dans les domaines des minerais et 
métaux provenant de zones de conflit et du travail des enfants définit les devoirs de diligence 
attendus des entreprises concernées dans ces domaines et en précise le champ d’application en 
définissant notamment les seuils des volumes d’importation et de transformation des minerais et 
métaux à partir desquels les règles s’appliquent, les exceptions en fonction de la taille des 
entreprises et de la provenance des biens et services. 
 
Le Conseil d’Etat peut entrer en matière sur ce projet d’ordonnance. Mais à ses yeux, ce texte 
comporte certaines lacunes de telle sorte qu’il devrait être revu, au risque de ne pouvoir pleinement 
atteindre le but du contre-projet, à savoir mettre en œuvre les devoirs de transparence et diligence 
raisonnable, avec un degré d’efficacité comparable à celui que recherche en particulier l’Union 
européenne. 
 
C’est dans ce sens que le Conseil d’Etat souhaite attirer votre attention sur les éléments qui suivent 
et qui nécessitent, à notre sens, d’être revus ou précisés. 
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Art. 1, let. a et d ; définitions 
 
1. Une définition du travail des enfants manque : cet élément central de la loi doit être défini 

dans l’ordonnance et ajouté à la liste des définitions, sur la base notamment des conventions 
pertinentes de l’OIT. 

 
2. Dans le contexte de cette disposition, est-ce qu'une société de négoce basée en Suisse et 

participant à une filière d'achat / vente d'un produit ayant son origine dans une zone de conflit 
ou dans un pays dont on peut penser qu'il est probablement concerné par le travail des enfants 
sera automatiquement soumise à cette législation ? L’art. 964 quinquies du Code des 
obligations (CO ; RS 220) prévoit, en effet, que ces entreprises sont soumises à cette 
législation « lorsqu’elles mettent en libre circulation en Suisse ou traitent en Suisse des 
minerais ou des métaux » provenant de telles zones. Est-ce que le concept de « traitement » 
en Suisse doit être compris comme un processus de transformation physique ou comme le 
traitement commercial d’un produit dans une filière d’achat / vente (ne se concluant pas 
forcément par une importation en Suisse) ? Il s’avère donc nécessaire de préciser en quoi 
consiste la notion de « traitement ». 

3. La notion de « responsabilité de minerais ou de métaux » prévue par l’art. 1 let. d ODiTr doit 
être définie. Que comprend le terme « responsabilité » dans un tel cadre ? Vise-t-on un concept 
de droit sur la marchandise (propriété et/ou possession directe ou indirecte) ou encore la 
maîtrise du processus logistique d’exportation et/ou d’importation du produit considéré ?  
 

4. Le fait d’intervenir dans le transport du produit est considéré comme élément déterminant dans 
la définition de la chaîne d’approvisionnement. Comment se caractérise cette « intervention » 
? S’agit-il de l’affrètement direct de moyens de transport auprès d’opérateurs locaux (tels que 
camions, wagons, barges) que ce soit directement ou indirectement via un opérateur 
international ? La reprise par cession ou le transfert par endossement des documents de 
transport (tels les connaissements maritimes) constitue-t-elle aussi une intervention dans la 
chaîne d’approvisionnement ?  
 

5. Le concept de « chaîne d'approvisionnement », est défini de manière très large dans le rapport 
explicatif, au ch. 2.1 let. d, à savoir les « activités de l'entreprise et celles de tous les opérateurs 
économiques et acteurs qui possèdent ou sont propriétaires de minerais ou de métaux (.....) 
qui interviennent d'une quelconque manière dans le transport et la transformation des minerais 
depuis le site d'extraction jusqu'à leur incorporation dans le produit fini » (avec une application 
par analogie aux biens et services pour lesquels il existe un soupçon fondé de recours au 
travail des enfants). Il n’est ainsi pas uniquement question de propriété mais aussi de 
possession et l’intervention dans les modalités de transport semble très généralement 
considérée (i.e. « d’une quelconque manière »). Outre le fait de remédier à ce manque de 
précision, il conviendrait par ailleurs de s’assurer que la définition de « chaîne 
d’approvisionnement » soit en harmonie avec les définitions internationales de références,  
notamment celle appliquée par l’Union européenne dans sa récente résolution (2020). 
 

5. Plus largement, il conviendrait de définir la notion de « biens ou de services » de l’art 1 let. d. 
ODiTr (art. 964 quinquies al. 2 CO). Par exemple, une banque participant au financement d'une 
telle opération d'achat / vente en filière et contribuant ainsi à ladite opération via une "offre de 
services" financiers sera-t-elle aussi soumise aux obligations prévues par ces dispositions, i.e. 
devoirs de diligence et obligation de faire rapport ? En outre, et dans le même cadre, est-ce 
que le fait d'être ayant-droit, sous un document de transport (p. ex. connaissement émis à ordre 
et endossé), peut avoir pour conséquence de soumettre ladite banque à ces dispositions et ce 
même si ce document ne lui a été remis qu'à titre de "sûreté" ? 
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Art. 5 Exceptions pour les entreprises présentant de faibles risques  
 

• Al. 1 : comme le relève à juste titre le rapport explicatif, une entreprise ne pouvant guère 
s’assurer que tous les pays intervenant dans une chaîne de production présentent de faibles 
risques en matière de travail des enfants « sans fournir un effort disproportionné », il convient 
de limiter l’examen au pays de production selon l’indication d’origine (made in). Cette précision 
est essentielle et devrait donc à notre sens figurer expressément dans le texte de l’ordonnance 
et non pas uniquement dans le rapport explicatif.  
 

• Al. 2 : le risque devrait être réputé faible lorsqu’un pays obtient le niveau de qualification 
« Basic » ou « Enhanced » dans l’indice de l’UNICEF Children’s Rights in the Workplace Index. 
Selon cet indice, il n’y a guère que la majorité des pays européens et quelques rares autres 
pays (Canada, Australie et Japon notamment) à obtenir le niveau « Basic ». On pourrait se 
demander si l’examen devrait plutôt se limiter aux pays de niveau « Hightened », pour se 
concentrer sur les cas où le risque est réellement élevé. La version actuelle du projet imposerait 
un examen lorsque les biens et services proviennent de pays comme les Etats-Unis ou certains 
pays de l’UE (Grèce et Roumanie), ce qui peut paraître disproportionné. 

 
En vous remerciant de l'attention que vous voudrez bien porter à nos remarques, nous vous prions 
de croire, Madame la Conseillère fédérale, à l’assurance de notre haute considération. 

 
 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER 

 

Nuria Gorrite Vincent Grandjean 
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Volkswirtschaftsdirektion, Postfach, 6301 Zug
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Bundesrätin Karin Keller-Suter
Bundeshaus West

3003 Bern

T direkt +41 41 728 55 01
silvia.thalmann @ zg.ch
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Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und
Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit (VS0Tr) — Stellungnahme Kanton Zug

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 14. April 2021 haben Sie den Kanton Zug eingeladen, zur Verordnung über
Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebie
ten sowie Kinderarbeit (VSoTr) Stellung zu nehmen. Der Regierungsrat des Kantons Zug hat
die Volkswirtschaftsdirektion mit der direkten Erledigung beauftragt.

Antrag:

keiner

Bemerkung:

Nachdem die Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Unternehmen — zum Schutz von Mensch
und Umwelt)> von der Stimmbevölkerung am 29. November 2020 knapp angenommen, aber am
Ständemehr gescheitert ist, haben der Bundesrat und das Parlament einen indirekten Gegen-
vorschlag beschlossen, der noch unter dem Vorbehalt eines Referendums steht. Dieser beauf
tragt den Bundesrat, Umsetzungsbestimmungen in den Bereichen Konfliktmineralien und Km
derarbeit zu erlassen.

Aufgrund des sehr knappen Volksentscheides und des damaligen Verweises auf den indirekten
Gegenvorschlag samt Verordnung als Hauptargument des Bundesrats im Abstimmungskampf,
ist nur schon aus direktdemokratischer Sicht die vorgeschlagene Umsetzung zu unterstützen.

In der Verordnung werden die Interessen der KMU mittels Schwellenwert der Unterstellung
respektiert. In den Anwendungsbereich fallen Unternehmen, welche Mineralien oder Metalle,
die Zinn, Tantal, Wolfram oder Gold enthalten, aus Konflikt- oder Hochrisikogebieten in die

Aabachstrasse 5, 6300 Zug
T 041 728 55 00, F 041 728 55 09
www.zg.ch/volkswirtschaft
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Schweiz einführen oder in der Schweiz verarbeiten, oder die Produkte oder Dienstleistungen
anbieten, für die ein begründeter Verdacht besteht, dass sie von Kindern hergestellt oder er
bracht wurden. Der Verordnungsentwurf regelt namentlich die Einfuhr- und Bearbeitungsmen
gen für Mineralien und Metalle, bis zu denen ein Unternehmen von der Sorgfalts- und Bericht
erstattungspflicht befreit ist. Ferner enthält er Ausnahmen von den Sorgfalts- und Berichterstat
tungspflichten für KMU und für Unternehmen mit geringen Risiken im Bereich Kinderarbeit.
Schliesslich regelt die Verordnung die einzelnen Sorgt altspf lichten näher und nennt die mass
gebenden international anerkannten Regelwerke. Im Zentrum der Massnahmen zur Sorgtalts
pflicht steht ein obligatorisches Managementsystem, welches unter anderem die Lieferketten
politik und die Rückverfolgbarkeit der Lieferkette festlegt, wozu ein Risikomanagementplan zu
erstellen ist. Das Einhalten der Sorgfaltspflichten bezüglich Mineralien und Metallen ist durch
eine externe, unabhängige Fachperson zu prüfen.

Wir verzichten auf eine inhaltliche Stellungnahme zu den detaillierten Ausführungsbestimmun
gen betreffend Berichterstattung und Dokumentation der Pflichten und deren Einhaltung. Wir
verweisen dazu auf die spezialisierten Fachstellen auf Bundesebene.

Freundliche Grüsse

Volkswirtschaftsdi rektion

Silvia Thalmann-Gut
Regieru ngsrätin

Zustellung per E-Mail an:
- ehra@bj.admin.ch (in Word- und PDF-Datei)

- Amt für Wirtschaft und Arbeit (nfoawa@zq.ch) (PDF)
- Direktionssekretariat der Volkswirtschaftsdirektion (info.vds © zcj.ch) (PDF)
- Staatskanzlei zur Veröffentlichung auf der Homepage (into.staatskanzlei © zq.ch) (PDF)



Kanton Zürich
Regierungsrat

30. Juni 2021  (RRB Nr. 712/2021)
Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz in den Bereichen 
Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie Kinderarbeit  
(Vernehmlassung)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Mit Schreiben vom 14. April 2021 haben Sie uns die Verordnung über Sorgfaltspflichten 
und Transparenz in den Bereichen Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sowie 
Kinderarbeit (VSoTr) zur Stellungnahme unterbreitet. Wir danken für diese Gelegenheit und 
äussern uns wie folgt:
Mit der VSoTr wird der indirekte Gegenvorschlag der eidgenössischen Räte zur Volksinitia-
tive «Für verantwortungsvolle Unternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» um-
gesetzt. Die Verordnung orientiert sich an den internationalen Regelwerken und vermeidet 
damit Wettbewerbsnachteile für die betroffenen Unternehmen. Im Weiteren umfasst die 
Verordnung zweckmässige Ausnahmeregelungen für kleine und mittlere Unternehmen.
Gewissen Unternehmen wird aufgrund des indirekten Gegenvorschlags und der VSoTr 
Mehraufwand entstehen. Diesem Mehraufwand steht indessen ein gewichtiger Nutzen 
gegenüber: Halten sich die Unternehmen an die neuen Bestimmungen, kann dies den 
Handel mit bzw. die Bearbeitung von Konfliktmineralien und das Risiko von Kinderarbeit in 
der Lieferkette verringern. Weiter kann das Risiko für eine Rufschädigung oder eine ge-
setzliche Haftung des Unternehmens verringert werden. 
Der vom Gesetzgeber angestrebte Zielzustand soll nicht über Verbote, sondern mittels 
eines kontinuierlichen Einwirkens von Sorgfaltspflichten und Erfüllungstransparenz auf das 
Spiel der Marktkräfte erreicht werden. Sanktionierende Instanz dieses Systems bilden 
Konsumentinnen und Konsumenten, Eigen- und Fremdkapitalgebende sowie die Akteure 
und Organisationen der Zivilgesellschaft. Wir begrüssen diesen nachhaltigen und zielfüh-
renden Ansatz. 
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Die Verordnung findet in pragmatischer und zweckdienlicher Weise ein ausgewogenes 
Gleichgewicht zwischen nachdrücklicher Betonung der Sorgfaltspflichten bei möglichst 
wenig Handelshemmnissen. Wir unterstützen deshalb den vorliegenden Verordnungs- 
entwurf. 

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin:	 Der stv. Staatsschreiber:

Jacqueline Fehr	 Dr. Peter Hösli
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